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◆ Sitzung des Kreisausschusses

Die nächste Sitzung des Kreisausschusses des
Landkreises Starnberg findet statt am Mittwoch,

05.12.2007, um 14,30 Uhr, im Großen Sitzungs-

saal des Landratsamtes Starnberg

– Tagesordnung –

I. Öffentliche Sitzung

1. Bekanntgabe der in der letzten nicht öffentli-
chen Sitzung gefassten Beschlüsse

2. Investitionsförderung: Modernisierung von 10
teilstationären Pflegeplätzen in der Tagespfle-
gestätte Gilching;
Antrag des Sozialdienstes Gilching e.V. vom
27.03.2006

3. Investitionsförderung: Modernisierung von 38
vollstationären Pflegeplätzen im Alten- und
Pflegeheim Malteserstift St. Josef in Starn-
berg/Percha;
Antrag der Malteser Werke e.V. vom 20.03.2006

4. Bildung von Haushaltsresten im Vermögens-
haushalt aus den Haushaltsjahren 2006 und
2007

5. Beratung über den Haushalts- und Finanzplan
des Landkreises Starnberg für 2008 und
empfehlender Beschluss für den Kreistag

6. Verschiedenes
II. Nichtöffentliche Sitzung

◆ Der Wahlleiter des Landkreises Starnberg

Bekanntmachung über die Aufforderung zur

Einreichung von Wahlvorschlägen

für die Wahl des Kreistags und des Landrats

im Landkreis Starnberg am 02. März 2008

1. Durchzuführende Wahl

Am Sonntag, dem 02. März 2008, findet die
Wahl von 60 Kreisräten und des Landrats statt.

2. Wahlvorschlagsträger

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und
von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern)
eingereicht werden. Der Begriff der politischen
Partei richtet sich nach dem Gesetz über die
politischen Parteien (Parteiengesetz). Wähler-
gruppen sind alle sonstigen Vereinigungen
oder Gruppen natürlicher Personen, deren Ziel
es ist, sich an Landkreiswahlen zu beteiligen.
Parteien und Wählergruppen, die verboten
sind, können keine Wahlvorschläge einreichen.

3. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen

3.1Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die
Wahlvorschläge können ab Erlass dieser
Bekanntmachung, jedoch spätestens am
Donnerstag, dem 10. Januar 2008 (52. Tag
vor dem Wahltag), 18 Uhr,
dem Wahlleiter zugesandt oder während der
allgemeinen Dienststunden im Landratsamt

Starnberg, Strandbadstraße 2, Zimmer Nr.

227, übergeben werden.
Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen
Wahlvorschlag einreichen.

3.2Werden mehrere gültige Wahlvorschläge ein-
gereicht, findet die Wahl
– des Kreistags nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl,
– des Landrats nach den Grundsätzen der

Mehrheitswahl mit Bindung an die sich
bewerbenden Personen statt.

3.3Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag
eingereicht, findet die Wahl
– des Kreistags nach den Grundsätzen der

Mehrheitswahl, 
– des Landrats nach den Grundsätzen der

Mehrheitswahl ohne Bindung an sich bewer-
bende Personen

statt.
4. Wählbarkeit zum Kreisrat

4.1Für das Amt eines Kreisrats ist jede Person
wählbar, die am Wahltag
– Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des

Grundgesetzes oder Staatsangehörige der
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union ist;

– das 18. Lebensjahr vollendet hat;
– sich seit mindestens 6 Monaten in einer

Gemeinde/Stadt unseres Landkreises mit
dem Schwerpunkt ihrer Lebensbeziehungen
aufhält. Wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs
verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres
seit dem Wegzug in eine Gemeinde/Stadt
unseres Landkreises zurückkehrt, ist mit
dem Zuzug wieder wählbar.

4.2Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine
Person, die nach Art. 21 Abs. 2 GLKrWG nicht
wählbar ist.

5. Wählbarkeit zum Landrat

5.1Für das Amt des Landrats ist jede Person
wählbar, die am Wahltag
– Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des

Grundgesetzes ist; 
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– das 21. Lebensjahr vollendet hat;
Eine Person kann auch gewählt werden, die
ihren Aufenthalt nicht im Landkreis hat.

5.2Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine
Person, die nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht
wählbar ist. Zum Landrat kann außerdem nicht
gewählt werden, wer am Tag des Beginns der
Amtszeit das 65. Lebensjahr vollendet hat.

6. Aufstellungsversammlungen

6.1Alle von einer Partei oder von einer Wähler-
gruppe aufzustellenden sich bewerbenden
Personen müssen in einer zu diesem Zweck
einberufenen Versammlung frühestens 15
Monate vor dem Wahltag von den im Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im Wahlkreis wahlbe-
rechtigten Anhängern der Partei oder der
Wählergruppe in geheimer Abstimmung ge-
wählt werden. Jede an der Aufstellungsver-
sammlung teilnahmeberechtigte und anwesen-
de Person ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den
sich für die Aufstellung bewerbenden Perso-
nen ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm der Versammlung in angemessener
Zeit vorzustellen.
Die sich bewerbenden Personen können auch
durch eine für den Wahlkreis einberufene
Versammlung von Delegierten, die von Mitglie-
dern einer Partei oder einer Wählergruppe zu
diesem Zweck gewählt sind, in geheimer
Abstimmung aufgestellt werden; die Delegier-
ten müssen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Die Delegier-
tenversammlung kann auch eine nach der Sat-
zung einer Partei oder einer Wählergruppe all-
gemein für bevorstehende Wahlen bestellte
Versammlung sein, wenn die Mehrheit ihrer
Mitglieder nicht früher als zwei Jahre vor dem
Wahltag von Mitgliedern gewählt worden ist,
die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im
Wahlkreis wahlberechtigt waren.

6.2Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens
einer sich bewerbenden Person in den Wahl-
vorschlag nachrücken, sind in gleicher Weise
wie sich bewerbende Personen aufzustellen.

6.3Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemein-
same Wahlvorschläge einreichen. Gemeinsame
Wahlvorschläge sind in einer gemeinsamen
Versammlung aufzustellen (bei der Landrats-
wahl siehe auch Nr. 6.5). Die Einzelheiten ver-
einbaren die Wahlvorschlagsträger.

6.4Bei Kreistagswahlen kann die Versammlung
beschließen, dass sich bewerbende Personen
zweimal oder dreimal auf dem Stimmzettel
aufgeführt werden sollen.

6.5Besonderheiten bei der Landratswahl:
Soll eine Person von mehreren Wahlvor-
schlagsträgern als gemeinsame sich bewer-
bende Person aufgestellt werden, sind folgen-
de Verfahrensarten möglich:

6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer
gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung der Parteien und der Wähler-
gruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen
Wahlvorschlag einreichen.

6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen
eine sich bewerbende Person in getrennten
Versammlungen auf und reichen getrennte
Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren
Versammlungen aufgestellte sich bewerben-
de Person muss gegenüber dem Wahlleiter
schriftlich erklären, ob sie als gemeinsame
sich bewerbende Person auftreten will oder,
falls diese Möglichkeit beschlossen wurde,
ob sie sich nicht auf allen Wahlvorschlägen
bewerben will.

7. Niederschriften über die Versammlung

7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine
Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift
muss ersichtlich sein:
– Die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstel-

lungsversammlung,
– Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung,
– die Zahl der teilnehmenden Personen,
– bei einer Delegiertenversammlung nach Art.

29 Abs. 2 Satz 2 GLKrWG die Erklärung,
dass die Mehrheit der Delegierten nicht
früher als zwei Jahre vor dem Wahltag von
den Mitgliedern gewählt worden ist, die im
Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im
Wahlkreis wahlberechtigt waren,

– der Verlauf der Aufstellungsversammlung,
– das Wahlverfahren, nach dem die sich bewer-

benden Personen gewählt wurden,
– die Ergebnisse der Wahl der sich bewerben-

den Personen, ihre Reihenfolge und ihre
etwaige mehrfache Aufführung,

– auf welche Weise ausgeschiedene sich be-
werbende Personen ersetzt werden, sofern
die Aufstellungsversammlung Ersatzleute
aufgestellt hat,

– bei der Kreistagswahl Angaben über einge-
gangene Listenverbindungen.

7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungs-

versammlung leitenden Person und zwei
Wahlberechtigten, die an der Versammlung
teilgenommen haben, zu unterschreiben.
Jede wahlberechtigte Person darf nur eine
Niederschrift unterzeichnen. Auch sich
bewerbende Personen dürfen die
Niederschrift unterzeichnen, wenn sie an der
Versammlung teilgenommen haben.

7.3 Der Niederschrift muss eine
Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich
diejenigen Wahlberechtigten mit Namen,
Anschrift und Unterschrift eingetragen
haben, die an der Versammlung teilgenom-
men haben.

7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste
ist dem Wahlvorschlag beizulegen.

8. Inhalt der Wahlvorschläge

8.1Bei Kreistagswahlen darf jeder
Wahlvorschlag höchstens so viele sich
bewerbende Personen enthalten, wie
Kreistagsmitglieder zu wählen sind. 
In unserem Landkreis darf daher ein
Wahlvorschlag höchstens 60 sich bewerben-
de Personen enthalten. Wenn sich bewer-
bende Personen im Wahlvorschlag mehrfach
aufgeführt werden, verringert sich die Zahl
der sich bewerbenden Personen entspre-
chend.
Bei Landratswahlen darf jeder
Wahlvorschlag nur eine sich bewerbende
Person enthalten.

8.2Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe
sämtlicher sich bewerbender Personen in
erkennbarer Reihenfolge entsprechend der
Aufstellung in der Niederschrift über die
Aufstellungsversammlung nach
Familienname, Vorname, Tag der Geburt,
Geschlecht, Beruf oder Stand und Anschrift
enthalten. Ferner ist erforderlich die im
Wahlvorschlag selbst oder in einer Anlage
enthaltene Erklärung der sich bewerbenden
Personen, dass sie der Aufnahme ihrer
Namen in den Wahlvorschlag zustimmen.
Die sich bewerbende Person muss außer-
dem erklären, dass sie nicht von der
Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Ein
Wahlvorschlag zur Wahl des Landrats muss
ferner eine Bescheinigung der Gemeinde
über die Wählbarkeit der sich bewerbenden
Person enthalten. Das Gleiche gilt für
Ersatzleute. Ein Wahlvorschlag für die Wahl
des Kreistags muss Bescheinigungen der
Gemeinde über die Wählbarkeit der sich
bewerbenden Personen und der Ersatzleute
enthalten. Die Wahlvorschläge müssen
außerdem Bescheinigungen der Gemeinde
über das Wahlrecht der Beauftragten und
ihrer Stellvertretung sowie der
Unterzeichner der Wahlvorschläge enthalten.
Bei Kreistagswahlen kann jede sich bewer-
bende Person nur in einem Wahlvorschlag
enthalten sein. Dreifach aufzuführende sich
bewerbende Personen erscheinen auf dem
Stimmzettel vor den zweifach aufzuführen-
den und diese vor den übrigen sich bewer-
benden Personen.

8.3Angegeben werden können kommunale
Ehrenämter und im Grundgesetz und in der
Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese
in den Stimmzettel aufgenommen werden
sollen. Es sind dies insbesondere:
Ehrenamtlicher Erster, zweiter oder dritter
Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, stell-
vertretender Landrat, Kreisrat,
Bezirkstagspräsident, stellvertretender
Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Mitglied
des Europäischen Parlaments, des
Bundestags, des Landtags.

8.4Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der
Partei oder der Wählergruppe als Kennwort
tragen. Gemeinsame Wahlvorschläge müs-
sen die Namen sämtlicher daran beteiligter
Parteien oder Wählergruppen tragen.
Kurzbezeichnungen, bei denen der Name
der Partei oder der Wählergruppe nur durch
eine Buchstabenfolge oder in anderer Weise
ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus.
Dem Kennwort ist eine weitere Bezeichnung
beizufügen, wenn das zur deutlichen

Der Ausländerbeirat bietet jeden ersten
Donnerstag im Monat eine Sprechstunde 
im Landratsamt Starnberg an.
Nächster Termin: Donnerstag, 6. Dez. 2007
14 bis 17 Uhr • Zimmer 148 a
Telefon 08151 148 - 322
www.auslaenderbeirat-starnberg.de
Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg

Ausländerbeirat
Landkreis Starnberg
Sprechstunde
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Unterscheidung der Wahlvorschläge erforder-
lich ist.
Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort einge-
reicht, gilt der Name des Wahlvorschlagsträ-
gers als Kennwort, bei einem gemeinsamen
Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen
in der im Wahlvorschlag genannten Reihen-
folge als Kennwort. Enthalten gemeinsame,
aber getrennt eingereichte Wahlvorschläge zur
Landratswahl kein oder kein gemeinsames
Kennwort, gelten die Kennworte der Wahlvor-
schläge in alphabetischer Reihenfolge als
gemeinsames Kennwort.

8.5Jeder Wahlvorschlag soll einen Beauftragten
und seine Stellvertretung bezeichnen, die im
Landkreis wahlberechtigt sein müssen. Fehlt
diese Bezeichnung, gilt der erste Unterzeich-
ner als Beauftragter, der zweite als seine Stell-
vertretung. Der Beauftragte ist berechtigt, ver-
bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall
gilt die Erklärung des Beauftragten.

8.6Organisierte Wählergruppen haben einen Nach-
weis über die Organisation vorzulegen.

9. Unterzeichnung der Wahlvorschläge 

Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlbe-
rechtigten unterschrieben sein, die am 21.
Januar 2008 (41. Tag vor dem Wahltag) wahlbe-
rechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich
bewerbende Personen oder Ersatzleute eines
Wahlvorschlags ist unzulässig. Die Unterschrif-
ten müssen auf dem Wahlvorschlag persönlich
abgegeben werden. Die Unterzeichner müssen
Familienname, Vorname und Anschrift angeben
und im Landkreis wahlberechtigt sein. Jeder
Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag
unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner
Unterschriften, der Verlust des Wahlrechts oder
der Tod der Unterzeichner des Wahlvorschlags
berührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags
nicht.

10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge

10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlags-
trägern müssen nicht nur von zehn Wahlbe-
rechtigten unterschrieben werden, sondern
zusätzlich von mindestens 385 Wahlberech-
tigten durch Unterschrift in Listen, die bei der
Gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft
aufliegen, unterstützt werden. Neue Wahlvor-
schlagsträger sind Parteien und Wählergrup-
pen, die im Kreistag seit dessen letzter Wahl
nicht auf Grund eines eigenen Wahlvor-
schlags ununterbrochen bis zum 90. Tag vor
dem Wahltag vertreten waren; sie benötigen
allerdings dann keine zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn sie bei der letzten
Landtagswahl oder bei der letzten Europa-
wahl mindestens fünf v.H. der im Land insge-
samt abgegebenen gültigen Stimmen oder
bei der letzten Bundestagswahl mindestens
fünf v.H. der im Land abgegebenen gültigen
Zweitstimmen erhalten haben. Maßgeblich
sind die vom Landeswahlleiter früher als drei
Monate vor dem Wahltag bekannt gemach-
ten Ergebnisse.

10.1 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf kei-
ner zusätzlichen Unterstützungsunterschrif-
ten, wenn dessen Wahlvorschlagsträger in
ihrer Gesamtheit im Kreistag seit dessen
letzter Wahl auf Grund des gleichen gemein-
samen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor
dem Wahltag vertreten waren oder wenn
mindestens einer der beteiligten Wahlvor-
schlagsträger keine zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften benötigt.

10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht
eintragen:

10.1 – die in einem Wahlvorschlag aufgeführten
sich bewerbenden Personen und Ersatz-
leute,

10.1 – Wahlberechtigte, die sich in eine andere
Unterstützungsliste eingetragen haben,

10.1 – Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag
unterzeichnet haben.

10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem
Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum
befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang
zu dem Gebäude jede Behinderung oder
erhebliche Belästigung der sich Eintragenden
verboten.

10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist
wirkungslos.

10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen,
die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten
und die Ausstellung von Eintragungsscheinen
an kranke und körperlich behinderte Perso-
nen werden von der Gemeinde gesondert
bekannt gemacht.

11. Listenverbindungen bei der Kreistagswahl

Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Listen-
verbindung) ist in Aufstellungsversammlungen
in geheimer Abstimmung zu beschließen. Ein

Wahlvorschlagsträger darf sich nur an einer Lis-
tenverbindung beteiligen. Innerhalb einer
Listenverbindung muss jeder Wahlvorschlags-
träger die Verbindung mit allen übrigen beteilig-
ten Wahlvorschlagsträgern eingehen. Das
Eingehen, die Änderung oder die Aufhebung
einer Listenverbindung kann bis 21. Januar

2008 (41. Tag vor dem Wahltag), 18 Uhr, mitge-
teilt werden.
Die Verbindung von Wahlvorschlägen kann nur
gemeinsam geändert oder aufgehoben wer-
den.
Bei der Landratswahl ist eine Verbindung von
Wahlvorschlägen unzulässig (siehe jedoch
Nr. 6.5).

12.Zurücknahme von Wahlvorschlägen

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im
Ganzen ist nur bis zum 10. Januar 2008

(52. Tag vor dem Wahltag), 18 Uhr, zulässig.
Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen
im Ganzen beschließen die Wahlvorschlags-
träger in gleicher Weise wie über die Aufstel-
lung der Wahlvorschläge. Der Beauftragte kann
durch die Aufstellungsversammlung verpflich-
tet werden, unter bestimmten Voraussetzun-
gen den Wahlvorschlag zurückzunehmen.

Starnberg, 29.11.2007 
Heinrich Frey, Landkreiswahlleiter

◆ – Entwurf –

6. Verordnung zur Änderung der Verordnung

des Landkreises Starnberg über das Land-

schaftsschutzgebiet „Starnberger See-Ost”

Vom ............

Der Landkreis Starnberg erlässt aufgrund von Art.
10 Abs. 2 i.V. mit Art. 45 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2
Satz 1 des Bayer. Naturschutzgesetzes –
BayNatSchG – (BayRS 791-1-U) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. August 1998 (GVBl. S.
593), zuletzt geändert durch Art.21 des Gesetzes
vom 26. Juli 2005 (GVBl. S. 287, 293) folgende 

Verordnung

§ 1
Die Verordnung des Landkreises Starnberg über
das Landschaftsschutzgebiet „Starnberger See-
Ost” vom 5.3.1979 (Amtsblatt für den Landkreis
Starnberg Nr. 12 vom 29. März 1979), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 22. August 2003
(Amtsblatt für den Landkreis Starnberg Nr. 33 vom
29. August 2003), wird wie folgt geändert:
Die in § 2 dieser Verordnung näher abgegrenzte
Fläche in der Gemeinde Berg, Ortsteil Berg, wird
aus dem räumlichen Geltungsbereich der Land-
schaftsschutzverordnung „Starnberger See-Ost”
herausgenommen. Diese Fläche umfasst die
Flurnummer 486/20 sowie Teilflächen der Flur-
nummern 486 und 486/19 der Gemarkung Berg. 
Die Größe der Herausnahmefläche beträgt 
0,42 ha.

§ 2
Die Lage und die Grenzen der herausgenomme-
nen Fläche ergeben sich aus den Karten im Maß-
stab 1:75.000 und 1:1.500 (Anlage), die Bestand-
teil dieser Verordnung sind. Die herausgenomme-
ne Fläche ist in den Karten grau dargestellt. Maß-
gebend für den Grenzverlauf ist die Eintragung in
der Karte im Maßstab 1:1.500. Maßgebend für die
Abgrenzung ist die Innenkante der Grenzlinie.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Starnberg
Landratsamt Starnberg – Heinrich Frey, Landrat

Anlagen
1 Übersichtskarte M 1:75.000
1 Schutzgebietskarte M 1: 1.500

◆ Vollzug der Wassergesetze;

Bekämpfung von Gefahren an der Würm

Begehbarkeit der Ufer

Das Landratsamt Starnberg weist zu Beginn der
Frostperiode wieder darauf hin, dass nach Art. 64
des Bayerischen Wassergesetzes die Anlieger an
der Würm einen Uferstreifen von allen Hinder-
nissen freizuhalten haben, soweit dies zur Be-
kämpfung von Wasser-, Eis- und Murgefahren
erforderlich ist.

Landratsamt Starnberg – H. Frey, Landrat

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

◆ Bekanntmachung über die Eintragungs-

möglichkeiten in Unterstützungslisten

für die Wahl des Stadtrats und Ersten Bürger-

meisters am 2. März 2008

1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften benötigen, können sich die
Wahlberechtigten ab dem Tag nach der Einrei-
chung des Wahlvorschlags, jedoch spätestens
bis Montag, dem 21. Januar 2008, 12.00 Uhr
(41. Tag vor dem Wahltag), mit Familiennamen,
Vornamen und Anschrift in eine
Unterstützungsliste eintragen.

2. Es bestehen folgende Eintragungsmöglich-
keiten:
Nr. des Eintragungsraums: 01

Anschrift des Eintragungsraums: Rathaus,

Vogelanger 2, 82319 Starnberg, EG, Zi.-Nr. 02

Eintragungszeiten: Montag mit Freitag, von

8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Donnerstag zusätz-

lich von 15.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Samstag,

12. 01. 2008 von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr,

Donnerstag, 17. 01. 2008 von 15.00 bis 20.00

Uhr

barrierefrei: Ja

3. Wenn mehrere Eintragungsräume eingerichtet
sind, können sich die Wahlberechtigten in
jedem Eintragungsraum in der Gemeinde oder
am Sitz der Verwaltungsgemeinschaft ein-
tragen.

4. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet
werden. Wer glaubhaft macht, wegen Krank-
heit oder körperlicher Behinderung nicht oder
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der
Lage zu sein, einen Eintragungsraum aufzusu-
chen, erhält auf Antrag einen Eintragungs-
schein. Auf dem Eintragungsschein ist an
Eides statt zu versichern, dass diese Voraus-
setzungen für die Erteilung vorliegen. Die Ein-
tragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt
werden, dass die wahlberechtigte Person auf
dem Eintragungsschein ihre Unterstützung
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im

Eintragungsraum für sie vorzunehmen. Der
Eintragungsschein ist bei der Eintragung abzu-
geben. Eintragungsscheine können schriftlich
oder mündlich (nicht fernmündlich) bei der
Gemeinde oder der Verwaltungsgemeinschaft
beantragt werden. Die Eintragung kann nicht
brieflich erklärt werden.

5. Personen, die sich eintragen wollen, müssen
ihren Personalausweis, ausländische Unions-
bürger/Unionsbürgerinnen ihren Identitätsaus-
weis, oder ihren Reisepass vorlegen.

Starnberg, 03. 12. 2007
G. Ullmann, Wahlleiter

◆ Der Wahlleiter der Stadt Starnberg

Bekanntmachung über die Aufforderung zur

Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl

des Stadtrats und Ersten Bürgermeisters in der

Stadt Starnberg, Landkreis Starnberg,

am 2. März 2008

1. Durchzuführende Wahl

Am Sonntag, dem 2. März 2008, findet die
Wahl von 30 Stadtratsmitgliedern und des
berufsmäßigen Ersten Bürgermeisters statt.

2. Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und
von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern)
eingereicht werden. Der Begriff der politischen
Partei richtet sich nach dem Gesetz über die
politischen Parteien (Parteiengesetz). Wähler-
gruppen sind alle sonstigen Vereinigungen
oder Gruppen natürlicher Personen, deren Ziel
es ist, sich an Gemeindewahlen zu beteiligen.
Parteien und Wählergruppen, die verboten
sind, können keine Wahlvorschläge einreichen.

3. Aufforderung zur Einreichung

von Wahlvorschlägen

3.1Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen aufgefordert.
Die Wahlvorschläge können ab Erlass dieser
Bekanntmachung, jedoch spätestens am Don-
nerstag, dem 10. Januar 2008 (52. Tag vor
dem Wahltag), 18.00 Uhr, dem Wahlleiter zuge-
sandt oder während der allgemeinen
Dienststunden im Rathaus, Vogelanger 2,

82319 Starnberg, Zimmer-Nr.: EG 05, überge-
ben werden.
Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen
Wahlvorschlag einreichen.

3.2Werden mehrere gültige Wahlvorschläge ein-
gereicht, findet die Wahl
– des Stadtrats nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl,
– des Ersten Bürgermeisters nach den Grund-

sätzen der Mehrheitswahl mit Bindung an
die sich bewerbenden Personen statt.

3.3Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag
eingereicht, findet die Wahl
– des Stadtrats nach den Grundsätzen der

Mehrheitswahl,
– des Ersten Bürgermeisters nach den Grund-

sätzen der Mehrheitswahl ohne Bindung an
sich bewerbende Personen statt.

4. Wählbarkeit zum Stadtratsmitglied

4.1Für das Amt eines Stadtratsmitglieds ist jede
Person wählbar, die am Wahltag
– Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des

Grundgesetzes oder Staatsangehörige der
übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union ist;

– das 18 Lebensjahr vollendet hat;
– sich seit mindestens 6 Monaten in der Stadt

mit dem Schwerpunkt ihrer Lebensbezie-
hungen aufhält. Wer die Wählbarkeit infolge
Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines
Jahres seit dem Wegzug in die Stadt zurück-
kehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar.

4.2Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine
Person, die nach Art. 21 Abs. 2 GLKrWG nicht
wählbar ist.

5. Wählbarkeit zum Ersten Bürgermeister

5.1Für das Amt des Ersten Bürgermeisters ist
jede Person wählbar, die am Wahltag
– Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des

Grundgesetzes ist;
– das 21. Lebensjahr vollendet hat;
– wenn sie sich für die Wahl zum ehrenamtli-

chen Ersten Bürgermeister bewirbt, sich seit
mindestens 6 Monaten in der Stadt mit dem
Schwerpunkt ihrer Lebensbeziehungen auf-
hält; wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs
verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres
seit dem Wegzug in die Stadt zurückkehrt, ist
mit dem Zuzug wieder wählbar. Für die Wahl
zum berufsmäßigen Ersten Bürgermeister
kann auch eine Person gewählt werden, die
ihren Aufenthalt nicht in der Stadt hat.

5.2Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine
Person, die nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht

Fortsetzung nächste Seite >>>
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wählbar ist. Zum berufsmäßigen Ersten Bür-
germeister und zum Landrat kann außerdem
nicht gewählt werden, wer am Tag des
Beginns der Amtszeit das 65. Lebensjahr voll-
endet hat.

6. Aufstellungsversammlungen

6.1Alle von einer Partei oder von einer Wähler-
gruppe aufzustellenden sich bewerbenden
Personen müssen in einer zu diesem Zweck ein-
berufenen Versammlung frühestens 15 Monate
vor dem Wahltag von den im Zeitpunkt ihres
Zusammentritts im Wahlkreis wahlberechtigten
Anhängern der Partei oder der Wählergruppe in
geheimer Abstimmung gewählt werden. Jede
an der Aufstellungsversammlung teilnahmebe-
rechtigte und anwesende Person ist hierbei vor-
schlagsberechtigt. Den sich für die Aufstellung
bewerbenden Personen ist Gelegenheit zu
geben, sich und ihr Programm der Versammlung
in angemessener Zeit vorzustellen.
In Gemeinden mit mehreren Stimmbezirken
können die sich bewerbenden Personen auch
durch eine für den Wahlkreis einberufene
Versammlung von Delegierten, die von Mitglie-
dern einer Partei oder einer Wählergruppe zu
diesem Zweck gewählt sind, in geheimer
Abstimmung aufgestellt werden; die Delegier-
ten müssen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Die Delegier-
tenversammlung kann auch eine nach der Sat-
zung einer Partei oder einer Wählergruppe
allgemein für bevorstehende Wahlen bestellte
Versammlung sein, wenn die Mehrheit ihrer
Mitglieder nicht früher als zwei Jahre vor dem
Wahltag von Mitgliedern gewählt worden ist,
die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im
Wahlkreis wahlberechtigt waren.

6.2Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens
einer sich bewerbenden Person in den Wahl-
vorschlag nachrücken, sind in gleicher Weise
wie sich bewerbende Personen aufzustellen.

6.3Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemein-
same Wahlvorschläge einreichen. Gemeinsame
Wahlvorschläge sind in einer gemeinsamen
Versammlung aufzustellen (bei der Bürger-
meisterwahl siehe auch Nr. 6.5). Die Einzel-
heiten vereinbaren die Wahlvorschlagsträger.

6.4Bei Stadtratswahlen kann die Versammlung
beschließen, dass sich bewerbende Personen
zweimal oder dreimal auf dem Stimmzettel
aufgeführt werden sollen.

6.5Besonderheiten bei der Bürgermeisterwahl:
Soll eine Person von mehreren Wahlvor-
schlagsträgern als gemeinsame sich bewer-
bende Person aufgestellt werden, sind folgen-
de Verfahrensarten möglich:

6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer
gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung der Parteien und der Wähler-
gruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen
Wahlvorschlag einreichen.

6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen
eine sich bewerbende Person in getrennten
Versammlungen auf und reichen getrennte
Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Ver-
sammlungen aufgestellte sich bewerbende
Person muss gegenüber dem Wahlleiter
schriftlich erklären, ob sie als gemeinsame
sich bewerbende Person auftreten will oder,
falls diese Möglichkeit beschlossen wurde,
ob sie sich nicht auf allen Wahlvorschlägen
bewerben will.

7. Niederschrift über die Versammlung

7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine
Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift
muss ersichtlich sein:
– die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstel-

lungsversammlung,
– Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung,
– die Zahl der teilnehmenden Personen,
– bei einer Delegiertenversammlung nach Art.

29 Abs. 2 Satz 2 GLKrWG die Erklärung,
dass die Mehrheit der Delegierten nicht
früher als zwei Jahre vor dem Wahltag von
den Mitgliedern gewählt worden ist, die im
Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahl-
kreis wahlberechtigt waren,

– der Verlauf der Aufstellungsversammlung,
– das Wahlverfahren, nach dem die sich bewer-

benden Personen gewählt wurden,
– die Ergebnisse der Wahl der sich bewerben-

den Personen, ihre Reihenfolge und ihre
etwaige mehrfache Aufführung,

– auf welche Weise ausgeschiedene sich
bewerbende Personen ersetzt werden,
sofern die Aufstellungsversammlung Ersatz-
leute aufgestellt hat,

– bei der Stadtratswahl Angaben über einge-
gangene Listenverbindungen.

7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsver-
sammlung leitenden Person und zwei Wahlbe-
rechtigten, die an der Versammlung teilgenom-
men haben, zu unterschreiben. Jede wahlbe-

rechtigte Person darf nur eine Niederschrift
unterzeichnen. Auch sich bewerbende Personen
dürfen die Niederschrift unterzeichnen, wenn sie
an der Versammlung teilgenommen haben.

7.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste
beigefügt sein, in die sich diejenigen Wahlbe-
rechtigten mit Namen, Anschrift und Unter-
schrift eingetragen haben, die an der Versamm-
lung teilgenommen haben.

7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist
dem Wahlvorschlag beizulegen.

8. Inhalt der Wahlvorschläge

8.1Bei Stadtratswahlen darf jeder Wahlvorschlag
höchstens so viele sich bewerbende Personen
enthalten, wie Stadtratsmitglieder zu wählen
sind. In Gemeinden bis zu 3 000 Einwohnern
kann die Zahl der sich bewerbenden Personen
im Wahlvorschlag bis auf das Doppelte der zu
wählenden Stadtratsmitglieder erhöht werden.

8.1In unserer Stadt darf daher ein Wahlvorschlag
höchstens 30 sich bewerbende Personen ent-
halten. Wenn sich bewerbende Personen im
Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt werden,
verringert sich die Zahl der sich bewerbenden
Personen entsprechend.

8.1Bei Bürgermeisterwahlen darf jeder Wahlvor-
schlag nur eine sich bewerbende Person ent-
halten.

8.2Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtli-
cher sich bewerbender Personen in erkennba-
rer Reihenfolge entsprechend der Aufstellung
in der Niederschrift über die Aufstellungsver-
sammlung nach Familienname, Vornamen, Tag
der Geburt, Beruf oder Stand und Anschrift
enthalten. Ferner ist erforderlich die im Wahl-
vorschlag selbst oder in einer Anlage enthalte-
ne Erklärung der sich bewerbenden Personen,
dass sie der Aufnahme ihrer Namen in den
Wahlvorschlag zustimmen. Die sich bewerben-
de Person muss außerdem erklären, dass sie
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist.
Ein Wahlvorschlag zur Wahl eines berufsmäßi-
gen Ersten Bürgermeisters muss ferner eine
Bescheinigung der Stadt über die Wählbarkeit
der sich bewerbenden Person enthalten, wenn
diese ihren Aufenthalt nicht im Wahlkreis hat.
Das Gleiche gilt für Ersatzleute.
Bei Stadtratswahlen kann jede sich bewerben-
de Person nur in einem Wahlvorschlag enthal-
ten sein. Dreifach aufzuführende sich bewer-
bende Personen erscheinen auf dem Stimm-
zettel vor den zweifach aufzuführenden und
diese vor den übrigen sich bewerbenden
Personen.

8.3Angegeben werden können kommunale
Ehrenämter und im Grundgesetz und in der
Verfassung vorgesehene Ämter, falls diese in
den Stimmzettel aufgenommen werden sollen.
Es sind dies insbesondere: Ehrenamtlicher
Erster, zweiter oder dritter Bürgermeister,
Gemeinderatsmitglied, Stadtratsmitglied, stell-
vertretender Landrat, Kreisrat, Bezirkstagsprä-
sident, stellvertretender Bezirkstagspräsident,
Bezirksrat, Mitglied des Europäischen Parla-
ments, des Bundestags, des Landtags.

8.4Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der
Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tra-
gen. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die
Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien
oder Wählergruppen tragen. Kurzbezeich-
nungen, bei denen der Name der Partei oder
der Wählergruppe nur durch eine Buchstaben-
folge oder in anderer Weise ausgedrückt wird,
reichen als Kennwort aus. Dem Kennwort ist
eine weitere Bezeichnung beizufügen, wenn
das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist.
Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort einge-
reicht, gilt der Name des Wahlvorschlags-
trägers als Kennwort, bei einem gemeinsamen
Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen
in der im Wahlvorschlag genannten Reihen-
folge als Kennwort. Enthalten gemeinsame,
aber getrennt eingereichte Wahlvorschläge zur
Bürgermeisterwahl kein oder kein gemein-
sames Kennwort, gelten die Kennworte der
Wahlvorschläge in alphabetischer Reihenfolge
als gemeinsames Kennwort.

8.5Jeder Wahlvorschlag soll einen Beauftragten
und seine Stellvertretung bezeichnen, die in
der Stadt wahlberechtigt sein müssen. Fehlt
diese Bezeichnung, gilt der erste Unter-
zeichner als Beauftragter, der zweite als seine
Stellvertretung. Der Beauftragte ist berechtigt,
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag
abzugeben und entgegenzunehmen. Im
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten.

8.6Organisierte Wählergruppen haben einen
Nachweis über die Organisation vorzulegen.

9. Unterzeichnung der Wahlvorschläge

Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahl-
berechtigten unterschrieben sein, die am 21.

Januar 2008 (41. Tag vor dem Wahltag) wahl-
berechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich
bewerbende Personen oder Ersatzleute eines
Wahlvorschlags ist unzulässig. Die Unter-
schriften müssen auf dem Wahlvorschlag per-
sönlich abgegeben werden. Die Unterzeichner
müssen Familienname, Vorname und Anschrift
angeben und in der Stadt wahlberechtigt sein.
Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahl-
vorschlag unterzeichnen. Die Zurückziehung
einzelner Unterschriften, der Verlust des Wahl-
rechts oder der Tod der Unterzeichner des
Wahlvorschlags berührt die Gültigkeit des
Wahlvorschlags nicht.

10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge

10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlags-
trägern müssen nicht nur von zehn Wahl-
berechtigten unterschrieben werden, sondern
zusätzlich von mindestens 190 Wahlberech-
tigten durch Unterschrift in Listen, die bei der
Stadt oder bei der Verwaltungsgemeinschaft
aufliegen, unterstützt werden. Neue Wahlvor-
schlagsträger sind Parteien und Wählergrup-
pen, die im Stadtrat seit dessen letzter Wahl
nicht aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags
ununterbrochen bis zum 90. Tag vor dem
Wahltag vertreten waren; sie benötigen aller-
dings dann keine zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn sie bei der letzten
Landtagswahl oder bei der letzten Europa-
wahl mindestens fünf v. H. der im Land ins-
gesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder
bei der letzten Bundestagswahl mindestens
fünf v. H. der im Land abgegebenen gültigen
Zweitstimmen erhalten haben. Maßgeblich
sind die vom Landeswahlleiter früher als drei
Monate vor dem Wahltag bekannt gemach-
ten Ergebnisse.

10.1 Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf kei-
ner zusätzlichen Unterstützungsunterschrift,
wenn dessen Wahlvorschlagsträger in ihrer
Gesamtheit im Stadtrat seit dessen letzter
Wahl aufgrund des gleichen gemeinsamen
Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor dem
Wahltag vertreten waren oder wenn mindes-
tens einer der beteiligten Wahlvorschlags-
träger keine zusätzlichen Unterstützungsun-
terschriften benötigt.

10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht

eintragen:
10.2– die in einem Wahlvorschlag aufgeführten

sich bewerbenden Personen und Ersatz-
leute,

10.2– Wahlberechtigte, die sich in eine andere
Unterstützungsliste eingetragen haben,

10.2– Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag
unterzeichnet haben.

10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem
Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum
befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang
zu dem Gebäude jede Behinderung oder
erhebliche Belästigung der sich Eintragenden
verboten. 

10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist
wirkungslos.

10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen,
die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten
und die Ausstellung von Eintragungsscheinen
an kranke und körperlich behinderte Perso-
nen werden von der Stadt gesondert bekannt
gemacht.

11. Listenverbindungen bei der Stadtratswahl

Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Listen-
verbindung) ist in Aufstellungsversammlungen
in geheimer Abstimmung zu beschließen. Ein
Wahlvorschlagsträger darf sich nur an einer
Listenverbindung beteiligen. Innerhalb einer
Listenverbindung muss jeder Wahlvorschlags-
träger die Verbindung mit allen übrigen beteilig-
ten Wahlvorschlagsträgern eingehen. Das
Eingehen, die Änderung oder die Aufhebung
einer Listenverbindung kann bis 21. Januar

2008 (41. Tag vor dem Wahltag), 18.00 Uhr,
mitgeteilt werden.
Die Verbindung von Wahlvorschlägen kann nur
gemeinsam geändert oder aufgehoben werden.
Bei der Bürgermeisterwahl ist eine Verbindung
von Wahlvorschlägen unzulässig (siehe jedoch
Nr. 6.5).

12. Zurücknahme von Wahlvorschlägen

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im
Ganzen ist nur bis zum 10. Januar 2008 (52.
Tag vor dem Wahltag), 18.00 Uhr, zulässig.
Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen
im Ganzen beschließen die Wahlvorschlags-
träger in gleicher Weise wie über die Aufstel-
lung der Wahlvorschläge. Der Beauftragte kann
durch die Aufstellungsversammlung verpflich-
tet werden, unter bestimmten Vorausset-
zungen den Wahlvorschlag zurückzunehmen.

Starnberg, 08. 12. 2008
G. Ullmann, Wahlleiter
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Besuchen Sie unseren neuen BürgerService im 
Landratsamt Starnberg.

Für zahlreiche Dienstleistungen steht Ihnen unser
Team von Montag bis Donnerstag von 7 bis 18 Uhr
und am Freitag von 7 bis 16 Uhr zur Verfügung. 

Mehr Informationen über den BürgerService 
erhalten Sie beim Landratsamt oder im Internet 
unter www.landkreis-starnberg.de

Das Team des BürgerService freut sich auf Ihren
Besuch.

Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg

Telefon 08151 148 -148
buergerservice @LRA-starnberg.de

www.landkreis-starnberg.de

Kurzzeitpflege

Zur Entlastung der häuslichen Pflege bieten die
Altenpflegeeinrichtungen des Landkreises Kurzzeit-
pflege für eine Dauer von bis zu vier Wochen an. 
Informationsmaterial über die Pflegeeinrichtungen
kann im Landratsamt Starnberg – Fachbereich
Sozialwesen – angefordert werden.

Telefon 08151 148 - 475
www.lk-starnberg.de / kurzzeitpflege
Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg

Gleichstellungsstelle 

Kostenlose Beratung: 
• Rat und Hilfe für Frauen und Männer in akuten,
allgemeinen Krisensituationen • Kurs „Neuer Start
für Frauen“ – Beruflicher Neubeginn • Hilfen für
Alleinerziehende • Familienhilfe

Weitere Informationen: 
Telefon 08151 148 - 511
www.lk-starnberg.de / gleichstellungsstelle
Landratsamt Starnberg
Strandbadstraße 2 • 82319 Starnberg
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